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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates über die gegenseitige Anerkennung 
von Schiffsattesten für Binnenschiffe 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Sicherheit und Wohl der Binnenschiffahrt der Ge- 
meinschaft müssen gefördert werden. 

Es empfiehlt sich, zunächst durch Verbesserung 
der technischen Bedingungen die gegenseitige Aner- 
kennung der Schiffsatteste für die Binnenschiffahrt 
herbeizuführen. 

Die gegenseitige Anerkennung setzt bestimmte 
einheitliche Bedingungen für die Erteilung von 
Schiffsattesten sowie für den Umfang und die 
Beschaffenheit der für die technische Überwachung 
notwendigen Mindestangaben voraus. 

Zur Beförderung gefährlicher Güter eingesetzte 
Fahrzeuge müssen den Vorschriften für die Beförde- 
rung gefährlicher Güter entsprechen. 

Aus Sicherheitsgründen muß die Gültigkeitsdauer | 
des Schiffsattests für die gegenseitige Anerkennung j 
begrenzt werden. 

Es ist festzulegen, unter welchen Voraussetzungen 
ein Mitgliedstaat die Fahrt eines Schiffes unterbre- 
chen kann. 

Es muß eine Zeitgrenze für die Einführung einheit- 
licher technischer Anforderungen für die Erteilung 
von Schiffsattesten festgelegt werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 
Diese Richtlinie gilt für: 

a) Schiffe, die zur Güterbeförderung bestimmt sind, 
mit einer Tragfähigkeit von 20 oder mehr Ton- 
nen, 


b) Schiffe zur Beförderung von mehr als zwölf Per- 
sonen, 

c) alle übrigen Schiffe mit einer Wasserverdrängung 
von 20 oder mehr Kubikmetern oder von einer 
Gesamtlänge von mehr als 15 Metern 

auf allen Binnenwasserstraßen, die nicht der Unter- 
suchungsordnung für Rheinschiffe und -flöße vom 

18. November 1947 unterliegen. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten sind gehalten, ein Verfahren 
für die Erteilung von Schiffsattesten einzuführen. 

2. Die Schiffsatteste werden von dem Mitgliedstaat 
erteilt, in dem das Schiff eingetragen ist oder sei- 
nen Heimathafen hat. 

3. Die Schiffsatteste werden in einer Amtssprache 
der Gemeinschaften abgefaßt, enthalten minde- 
stens die im Anhang aufgeführten Angaben und 
verwenden das gleiche Numerierungssystem. Der 
Anhang ist Bestandteil dieser Richtlinie. 

4. Fahrzeuge, die gefährliche Waren befördern, wie 
sie in der Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter auf dem Rhein (ADNR) vom 
29. April 1970 definiert sind, haben ein Zertifikat, 
aus dem hervorgeht, daß die Sicherheitsanforde- 
rungen der Anlagen A und B dieser Verordnung 
beachtet wurden. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten erkennen für Fahrten auf 
ihren Binnenwasserstraßen die von einem ande- 
ren Mitgliedstaat gemäß Artikel 2 ausgestellten 
Schiffsatteste in der gleichen Weise an, als ob 
sie das Schiffsattest selbst erteilt hätten. 

2. Die Schiffsatteste werden gegenseitig anerkannt, 
wenn der Zeitpunkt der Ausstellung oder der 
letzten Verlängerung nicht mehr als fünf Jahre 
zurückliegt und die Gültigkeitsdauer nicht abge- 
laufen ist. 

3. Das Rheinschiffahrtsattest wird auf allen Wasser- 
straßen für seine gesamte Gültigkeitsdauer ge- 
genseitig anerkannt. 
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Artikel 4 

1. Jeder Mitgliedstaat kann ein von ihm ausgestell- 
tes Schiffsattest für ungültig erklären. 

2. Jeder Mitgliedstaat kann einem Schiff, wenn es 
oder seine Ausrüstung bei einer Kontrolle nicht 
den Anforderungen des Schiffsattests oder gege- 
benenfalls des Rheinschaffahrtsattests entspricht 
oder sich in einem Zustand befindet, der für die 
Umgebung eindeutig eine Gefahr darstellt, die 
Weiterfahrt so lange untersagen, bis die Mängel 
behoben sind. 

3. Ein Mitgliedstaat, der die Fahrt eines Schiffes 
unterbochen hat oder dies beabsichtigt, sofern die 
Mängel nicht behoben werden, unterrichtet die 
zuständigen Behörden des Mitgliedstaates, in 
dem das Schiffsattest oder das Rheinschiffahrts- 
attest ausgestellt wurde, über die Gründe dieser 
Maßnahme. 


Mindestangaben in den Schiffsattesten 

Die genannten Angaben werden in drei Arten unter- 
teilt: 

1. Kein Vermerk; Angaben stets 

erforderlich 

2. (X) : Angaben erforderlich, 

wenn anwendbar 

3. ( + ) : Angaben nützlich, 

jedoch fakultativ 

1. Name der zuständigen Ausstellungsbehörden 

2. a) Bezeichnung des Dokuments 

b) ( + ) Nummer des Dokuments 

3. (X) Ausstellender Staat 

4. Name und Wohnort des Eigners 

5. Name des Schiffes 

6. (X) Ort und Nummer der Eintragung 

7. (X) Heimathafen 

8. ( + ) Bauart 

9. ( + ) Verwendung 


Artikel 5 

Der Rat erläßt so bald wie möglich und nicht später 
als am 1. Januar 1980 auf Vorschlag der Kommission 
Gemeinschaftsvorschriften für einheitliche technische 
Anforderungen zur Erteilung von Schiffsattesten für 
Binnenschiffe. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten erlassen rechtzeitig und (ein 
Jahr nach Annahme der Richtlinie durch den Rat) 
nach Anhörung der Kommission die für die Durch- 
führung dieser Richtlinie erforderlichen Rechts- und 
V erwaltungs Vorschriften. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Anhang 

10. Hauptmerkmale: - Gesamtlänge in m 

- Gesamtbreite in m 

- Tiefgang bei der 
größten Eintauchung 
in m 

11. (X) Eigengewicht in Tonnen oder Wasser- 

verdrängung in m^ bei der größten Ein- 
tauchung 

12. (X) Eichzeichen 

13. (X) Höchstzulässige Fahrgastzahl 

14. (X) Gesamte Motorenleistung in PS oder KW 

15. Mindestfreibord in mm 

16. a) Erklärung: das vorstehend bezeichnete 

Fahrzeug ist fahrtüchtig 

b) (X) Bezeichnung von Navigationsbeschrän- 

kungen 

c) Unterliegt folgenden Bedingungen 

17. a) Verfalldatum 

b) Ausstellungsdatum 

18. Unterschrift der ausstellenden Behörde 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 4. November 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Schi 6/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 20. Oktober 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

I. Allgemeines 

Mit Schreibenvom 12. Mai 1973 ersuchte die bel- 
gische Regierung die Kommission, auf der 
Grundlage von Artikel 75 des EWG-Vertrags 
einen Vorschlag über die Einführung einer ein- 
heitlichen technischen Überwachung von Binnen- 
schiffen sowie ein obligatorisches Schiffsattest 
für den Binnenschiffsverkehr in der Gemein- 
schaft auszuarbeiten. 

Das wichtigste Ziel einer gemeinsamen techni- 
schen Überwachung von Binnenschiffen sowie 
eines einheitlichen Schiffsattests besteht darin, 
die Sicherheit des Schiffes, der Fahrgäste und 
der Besatzung zu erhöhen. Eine Anhebung der 
allgemeinen Anforderungen an Binnenschiffe 
sowie die Beseitigung etwaiger Verkehrs- und 
Handelshemmnisse sollen ebenfalls zur Förde- 
rung des Wohls der Binnenschiffahrt dienen. 

Um eine einheitliche technische Überwachung 
vorzubereiten, hat es sich als zweckmäßig er- 
wiesen, die gegenseitige Anerkennung von 
Schiffsattesten zu verwirklichen, sofern diese 
einheitlichen Mindestanforderungen entspre- 
chen. Da die gegenseitige Anerkennung ledig- 
lich der Ausgangspunkt für die Verwirklichung 
einer einheitlichen technischen Überwachung ist, 
müssen Vorkehrungen für eine spätere Einfüh- 
rung einheitlicher technischer Anforderungen 
getroffen werden. 

Die Festlegung technischer Bestimmungen für 
diesen Verkehrsträger würde erhebliche, zeit- 
raubende Bemühungen erfordern, falls man 
ganz von vorn anfangen müßte. Auf diesem Ge- 
biet wurde jedoch und wird zur Zeit in inter- 
nationalen Organisationen gearbeitet. In diesem 
Zusammenhang sind die augenblicklich in der 
Genfer UN-Wirtschaftskommission für Europa 
durchgeführten Arbeiten von größter Wichtig- 
keit. Die Arbeitsgruppe Binnenschiffsverkehr 
hat die Empfehlungen für einheitliche technische 
Anforderungen an Binnenschiffe fast fertigge- 
stellt. Diese Empfehlungen werden folgende 
technische Vorschriften umfassen: 

— Allgemeine Bestimmungen 
— Schiffskörper 

— Freibord und Sicherheitsabstände 
— Stabilität und Unterteilung 
— Maschinenausrüstung 
— Elektrische Anlagen; Bauweise 
— Takelage, Masten und Hebezeuge 
— Ankern und Vertäuung 
— Flüssiggasanlagen für den Inlandsgebrauch 
— Steuerung und Steuerhaus 
— Besondere Steuerhauseinrichtungen zur 

Ermöglichung der Radarsteuerung durch eine 
Person 

— Brandschutz 
— Rettungsdienst-Einrichtung 
— Zur Personenbeförderung zugelassene Schiffe 


— ■ Schiffe zur Beförderung gefährlicher Güter 
— Automation 
— Mannschaftsunterkünfte. 

Die wertvolle Arbeit, die bereits in Genf auf 
diesem Gebiet geleistet wurde, wird als Basis 
für die Entwicklung einer soliden technischen 
Grundlage künftiger Gemeinschaftsregelungen 
dienen. 

11. Die einzelnen Artikel der Richtlinie 

Artikel 1 begrenzt die gegenseitige Anerken- 
nung auf für die Güterbeförderung bestimmte 
Fahrzeuge mit einer Tragfähigkeit von 20 und 
mehr Tonnen, die in Frankreich die untere 
Grenze für die Erteilung eines Schiffsattests 
därstellt und die um fünf Tonnen über der 
Grenze für die Erteilung des Rhein-Schiffsattests 
liegt, ferner auf Fahrzeuge für die Beförderung 
von mehr als zwölf Personen, was mit der Defi- 
nition eines Fahrgastschiffes in dem Entwurf der 
Genfer ECE-Empfehlungen über einheitliche 
technische Anforderungen an Binnenschiffe 
übereinstimmt, und schließlich auf alle übrigen 
Fahrzeuge mit einer Wasserverdrängung von 
20 und mehr Kubikmeter oder von einer Ge- 
samtlänge von mehr als 15 Meter. Dies ist die 
obere Grenze in dem Richtlinienvorschlag über 
die Beseitigung der technischen Handelshemm- 
nisse für kleinere Wassersportfahrzeuge. 

Vom Geltungsbereich dieser Richtlinie ausge- 
schlossen sind Wasserstraßen, die der Unter- 
suchungsordnung für Rheinschiffe und -flöße 
von 1947 unterliegen, da für die Schiffahrt auf 
diesen Wasserstraßen bereits Vorschriften be- 
stehen. Daher müssen z. B. Fahrzeuge, die auf 
dem Rhein verkehren, noch immer ein Rhein- 
schiffahrtsattest vorweisen. 

Artikel 2 fordert die Mitgliedstaaten auf, ein 
Verfahren für die Erteilung von Schiffsattesten 
einzuführen, und nennt die Forderungen, die 
erfüllt werden müssen. Auch wenn diese Richt- 
linie keine technische Vorschriften enthält, ist 
doch in einem Schiffsattest ein Mindestmaß an 
Informationen vorzusehen, so daß die zustän- 
digen Behörden in dem Land, in dem sich das 
Schiff aufhält, nachprüfen können, ob es den 
Anforderungen entspricht und die Schiffahrt 
nicht gefährdet. 

Das Recht zur Erteilung eines Schiffsattests muß 
zur Zeit auf das Ursprungsland beschränkt wer- 
den, da die Abwesenheit von einheitlichen 
technischen Anforderungen sonst bewirken 
würde, daß die Schiffe ihr Attest in den Ländern 
zu erhalten versuchen würden, in denen die 
Anforderungen am wenigsten streng sind. So- 
bald jedoch einheitliche technische Anforderun- 
gen bestehen, wird diese Beschränkung noch 
einmal überprüft. 

Artikel 3 führt die gegenseitige Anerkennung 
von Schiffsattesten ein und legt fest, daß im 
Interesse einer größeren Sicherheit die gegen- 
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seitige Anerkennung für höchstens fünf Jahre 
gelten soll, falls das Attest nicht erneuert wird. 
Das Rheinschiffahrtsattest, das gemäß der Rhein- 
schiffsuntersuchungsordnung bis zu zehn Jahre 
Gültigkeitsdauer haben kann, wird von der all- 
gemeinen Höchstgrenze von fünf Jahren ausge- 
nommen, da die Bedingungen für die Erteilung 
des Rheinschiffahrtsattests auf strengen tech- 
nischen Anforderungen beruhen, die die Bei- 
behaltung eines hohen technischen Niveaus des 
Schiffes garantieren. 

Artikel 4 gibt den Mitgliedstaaten das Recht, 
Fahrzeuge, die den Anforderungen des Schiffs- 
attests oder des Rheinschiffahrtsattests nicht 
genügen oder Mängel aufweisen, anzuhalten. 


Dieser Artikel soll sicherstellen, daß die Fahr- 
zeuge ordnungsgemäß unterhalten werden. 
Nach Artikel 5 ist die Einführung einheitlicher 
technischer Anforderungen vor dem 1. Januar 
1980 vorgesehen, um eine beständigere Grund- 
lage für die gegenseitige Anerkennung von 
Schiffsattesten zu schaffen. Diese Frist ermög- 
licht es der Kommission, nach Konsultation der 
einschlägigen Organisationen und Sachverstän- 
digen die technischen Anforderungen genau fest- 
zulegen. 

IIL Nach Artikel 75 Absatz 1 des EWG-Vertrags 
müssen das Europäische Parlament und der 
Wirtschafts- und Sozialausschuß angehört wer- 
den. 
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